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Geleitwort

„Wirksamer Umweltschutz bedarf enger Zusammenarbeit zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden“ lautete bereits eine der zehn Thesen des Umweltpro-
grammes der Bundesregierung von 1971.

Bei der näheren Ausformulierung von Umweltpolitik und Umweltrecht ist die
besondere Rolle der Kommunen, die Betroffene wie auch Gestalter von Um-
weltschutz sind, jedoch nicht immer angemessen zum Ausdruck gekommen.
Die Kommunen erfüllen bei dem Vollzug der Umweltgesetze von Bund und
Ländern, vor allem aber im Rahmen ihrer grundgesetzlich gewährleisteten
Selbstverwaltung, wichtige Aufgaben im Umweltschutz; sie gestalten, wie
auch die Agenda 21 der Konferenz der Vereinten Nationen in Rio de Janeiro
1992 feststellte, mit ihren Entscheidungen die örtliche Lebenswelt des Men-
schen und verändern seine soziale wie natürliche Umwelt. Umso bedeutsamer
ist die Entwicklung eines der Umweltvorsorge verpflichteten kommunalen
Umweltrechts.

Die in dem vorliegenden Band zusammengefassten Abhandlungen zu den Be-
reichen Bauleitplanung, Abfall, Abwasser, Baumschutz und Abgaben fördern
diese Entwicklung. Sie beschreiben die rechtlichen Möglichkeiten und Spiel-
räume, die das Instrument der Satzung zur Verwirklichung kommunaler Um-
weltpflege bietet, berücksichtigen die besondere Lage der Kommunen in den
neuen Bundesländern und vermitteln dadurch die notwendigen Kenntnisse zur
praktischen Verbesserung des Umweltschutzes auf der örtlichen Ebene der
Kommunen in ganz Deutschland. Bei der zunehmenden Tendenz zur Privati-
sierung öffentlich-rechtlicher Aufgaben ist auch die Abgrenzung von hoheitli-
chen und privatwirtschaftlichen Tätigkeiten der Gemeinden und Landkreise
von Bedeutung, wofür es besonders im Abfallrecht einige aktuelle Beispiele
gibt.

Berlin, Februar 2002

Prof. Dr. Heinrich von Lersner
Präsident des Umweltbundesamtes a.D.
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Vorwort

Die Kommunen haben, wie in vielen Bereichen, so auch im Umweltschutz mit
Problemen zu kämpfen, die sie überwiegend nicht selbst erzeugt haben. Als
Planungsträger müssen sie Nutzungskonflikte bewältigen, die sich mit zuneh-
menden Verkehrsströmen, zunehmender Belastung der verschiedenen Um-
weltmedien und zunehmender Bevölkerungsdichte tendenziell immer weiter
verschärfen, und als entsorgungspflichtige Körperschaften tragen sie Verant-
wortung für die Bewältigung unliebsamer Kehrseiten unserer Konsumgesell-
schaft. Seit einigen Jahren verstehen sich die Kommunen aber nicht mehr nur
als Betroffene einer Umweltpolitik, die auf anderen Ebenen gemacht – oder
auch versäumt – wird, sondern beginnen, ihre eigenen umweltpolitischen
Handlungsspielräume systematisch zu nutzen.

Mit dem relativ jungen Alter des kommunalen Umweltschutzes als eigenstän-
dig wahrgenommenes, zusammenhängendes Aufgabenfeld hängt es zusam-
men, dass die kommunale Arbeit auf diesem Gebiet teilweise durch erhebliche
technisch-praktische, noch mehr aber durch rechtliche Unsicherheiten belastet
ist. Das gilt ganz besonders dort, wo die Gemeinden nicht nur ihr unmittelbar
eigenes Umweltnutzungsverhalten z.B. im Beschaffungswesen, in der Energie-
versorgung kommunaler Gebäude oder im Gebrauch von Dienstfahrzeugen zu
verbessern suchen, sondern auch mit Wirkung für ihre Bürger regelnd tätig
werden, also auf dem Gebiet des kommunalen Satzungsrechts.

Versuche, das umweltrelevante kommunale Satzungsrecht zu einem effekti-
ven kommunalen Umweltrecht zu entwickeln, sind in einen dichten, aber kei-
neswegs schon durchweg fixierten und deutlich sichtbaren rechtlichen Rah-
men eingebunden. Nicht nur die verfassungsrechtlichen und einfachgesetzli-
chen Rechte der Bürger müssen gewahrt, sondern auch die in der Verfassung
angelegten und einfachgesetzlich ausgeformten Grenzen der kommunalen Re-
gelungskompetenz im Verhältnis zu den Regelungskompetenzen des Bundes
und der Länder müssen beachtet werden. Auf diesem unübersichtlichen Ge-
biet stoßen die Bemühungen engagierter Umweltämter und -dezernate daher
besonders häufig auf eine teilweise traditionsgeprägte und rollenspezifische,
teilweise aber auch durch schlichten Mangel an Zeit für die erforderliche um-
fangreichere Klärungsarbeit bedingte Reserve der Rechtsämter und Aufsichts-
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behörden gegenüber gerichtlich noch nicht abgesegneten Neuerungen. Betrof-
fenen Bürgern und ihren Anwälten, kontrollierenden Gerichten und auch Ju-
risten, die die Materie wissenschaftlich bearbeiten, fällt die Beurteilung
satzungsrechtlicher Regelungen oder Regelungsentwürfe, mit denen die Kom-
munen ökologische Steuerungszwecke verfolgen, oft auch deshalb schwer,
weil die dahinterstehenden technischen und vollzugspraktischen Gegebenhei-
ten oft nicht hinreichend bekannt sind. Die Vermittlung dieser technischen
und vollzugspraktischen Gegebenheiten wird oft dadurch erschwert, dass
technisch-wissenschaftliche Spezialisten auf der einen und Juristen auf der an-
deren Seite sich der Materie unter ganz verschiedenen Relevanzgesichtspunk-
ten nähern.

Das vorliegende Buch möchte in dieser Situation allen Beteiligten eine Orien-
tierungshilfe und Wege zur wechselseitigen Verständigung bieten. In erster Li-
nie soll es den Kommunen als Ratgeber für eine umweltfreundliche, praxisge-
rechte und rechtlich einwandfreie Gestaltung ihrer wichtigsten umweltrelevan-
ten Satzungen dienen. Daneben soll es aber gleichermaßen auch für Justiz- und
Universitätsjuristen, Anwälte, Unternehmen, Umweltverbände und andere In-
teressenten, die sich Klarheit über die Reichweite und Grenzen kommunaler
Regelungsmöglichkeiten im Umweltschutz verschaffen möchten, nutzbar sein.

Die einzelnen Beiträge konzentrieren sich dementsprechend auf die umweltre-
levanten Aspekte der jeweiligen Satzung. Sie stellen, möglichst unter Einbe-
ziehung vorhandener Mustersatzungen, erprobte und/oder in der Praxis disku-
tierte Regelungsmöglichkeiten dar und erläutern und bewerten sie, soweit
erforderlich, unter ökologischen, vollzugspraktischen und rechtlichen Ge-
sichtspunkten.

Für den Bereich der überwiegend satzungsförmigen kommunalen Bauleitpla-
nung (Kap. 1), würde eine sowohl in planerisch-technischer wie in rechtlicher
Hinsicht auch nur annähernd vollständige Anleitung für eine ökologische Pla-
nungspraxis allerdings Regalmeter füllen. In diesem Punkt muss die Darstel-
lung sich daher teilweise auf die wesentlichen, schwerpunktmäßig rechtlichen
Grundzüge beschränken. Das Kapitel über die Bauleitplanung ist aber für die
vorliegende dritte Auflage nochmals erheblich erweitert worden und enthält zu
den außerrechtlichen Fragen einer umweltfreundlichen Planungspraxis, die aus
Raumgründen nicht in allem Detail behandelt werden konnten, jeweils aus-
führliche Hinweise auf weiterführende Anleitungen und sonstige Literatur.

Mit den Beiträgen zur Abfallsatzung (Kap. 2), zur Abwassersatzung (Kap. 3),
zur Baumschutzsatzung bzw. -verordnung (Kap. 4) und zu den Abfall- und Ab-
wasserabgaben (Kap. 5 Abschn. 1 und 2) konnte, da es sich hier um Sachberei-
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che von weniger uferloser sachlicher und rechtlicher Komplexität handelt, eher
der Versuch gemacht werden, einen für praktische Zwecke einigermaßen voll-
ständigen Überblick über die Umweltaspekte der jeweiligen Satzung ein-
schließlich der damit zusammenhängenden Rechtsfragen zu geben.

Im Zusammenhang mit der Frage, ob und inwieweit die Kommunen berechtigt
sind, eigene kommunale Umweltsteuern zu erheben, ist auch nach der stark
umstrittenen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Unvereinbar-
keit kommunaler Verpackungssteuern mit dem Kooperationsprinzip des Ab-
fallrechts des Bundes rechtlich noch vieles ungeklärt. In dem dieser Frage ge-
widmeten Beitrag (Kap. 5 Abschn. 3) stehen daher naturgemäß nicht Hinweise
zur Ausgestaltung im Detail, sondern die Erörterung der rechtlichen Grundfra-
gen im Vordergrund. Eine grundsätzliche rechtliche Kontroverse greift
schließlich in aller Kürze auch das letzte Kapitel des Bandes auf. In dem Bei-
trag mit dem Titel „Autonomes kommunales Satzungsrecht“ (Kap. 6) geht es
um die generell umstrittene und besonders für die Reichweite der kommunalen
Regelungskompetenzen im Umweltschutz bedeutsame Frage, ob die Kommu-
nen satzungsrechtliche Regelungen, die Rechte der Bürger berühren, nur auf-
grund spezieller gesetzlicher Ermächtigungen treffen dürfen, oder ob sie zu
solchen Regelungen auch allein aufgrund der ihnen verfassungsrechtlich zuge-
wiesenen Satzungsautonomie berechtigt sind.

Alle Beiträge sind für die Neuauflage aktualisiert worden. Zwischenzeitliche
Änderungen der Rechts- und Sachlage, Rechtsprechungsänderungen und Er-
kenntnisfortschritte in der Literatur haben dabei in Teilen zu erheblichen Än-
derungen geführt. Für die Neufassung der Beiträge zu den Abfallsatzungen und
den Abfallgebühren ist der Kreis der Autoren um zwei ausgewiesene Praktike-
rinnen ergänzt worden. Annette Steenken und Andreas Wiebe sind aus beruf-
lichen Gründen ausgeschieden. Ihnen sei auch an dieser Stelle für ihre Mitar-
beit an den Vorauflagen herzlich gedankt.

Wer in diesem Buch nicht zusammenhängend lesen, sondern es zum Nach-
schlagen nutzen möchte, sollte den Weg zu den gesuchten Informationen ent-
weder über das Inhaltsverzeichnis am Anfang oder über das für die Neuauflage
nochmals detaillierter gestaltete Stichwortverzeichnis am Ende des Bandes fin-
den können. Die Verfasser/innen, unter den auf der letzten Seite dieses Bandes
aufgeführten Adressen erreichbar, freuen sich über jeden ergänzenden oder kri-
tischen Hinweis, der dazu dienen kann, die praktische Nutzbarkeit dieses Bu-
ches weiter zu verbessern.

Wie schon die Vorauflagen, so verdankt auch die dritte Auflage ihr Zustande-
kommen nicht nur den Autoren und dem Verlag: Die Textbearbeitung erledigte
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mit liebenswürdiger Umsicht und Kompetenz Frau Birgit Bent. Volker Siebert
hat durch Materialrecherchen und editorische Arbeiten mitgewirkt. Ihnen bei-
den danken wir herzlich.

Bielefeld, Februar 2002

G. Lübbe-Wolff und B. W. Wegener
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